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Liebe Leserinnen und Leser,
ein außergewöhnliches Jahr geht zu Ende. Die Corona-Pande-
mie hat fast alles fest im Griff. Gleichwohl ist die Arbeit im Eu-
ropäischen Parlament weiter gegangen, wenn auch seit März 
ganz ohne Besuchergruppen und Plenartagungen in Straß-
burg. Ich selbst bin als außenpolitischer Sprecher der EVP-
Fraktion nichtsdestotrotz mit wichtigen Themen befasst. Als 
Ko-Berichterstatter für das künftige außenpolitische Hand-
lungs-Instrument der EU (NDICI = Nachbarschaft, Entwick-
lung, internationale Zusammenarbeit) in der Größenordnung 
von 80 Milliarden Euro kämpfen wir Abgeordneten dafür, Ein-
fluss darauf zu behalten, wie die Politik in der europäischen 
Nachbarschaft, aber auch gegenüber Afrika, Asien und Ame-
rika in den nächsten 7 Jahren ausgestaltet wird. Als ständiger 
Ukraine-Berichterstatter bewerte ich die Umsetzung der 
vereinbarten Reform-Agenda und bin mit den Abgeordneten 
dort im Gespräch, wenn z.B. das Verfassungsgericht wesent-
liche Teile der Antikorruptionsgesetzgebung kippt. Ob es doch 
noch einen geordneten Austritt Großbritanniens aus dem Bin-
nenmarkt in Form eines Anschlussabkommens geben wird? 
Oder einen Brexit ohne Deal? Wir wissen es vielleicht in den 
nächsten Tagen.  Der Haushaltsrahmen für die nächsten 7 Jah-
re von etwa 1100 Mrd. Euro und der Wiederaufbaufonds von 
750 Mrd. Euro für die nächsten 4 Jahre droht zunächst noch 
am polnisch-ungarischen Veto zu scheitern. Die sind gegen 
die sog. „Rechtsstaatsklausel“, die Zahlungen verringern soll, 
wenn gegen rechtsstaatliche Prinzipien verstoßen wird. Der 
Beginn des neuen Jahres wird uns hoffentlich den notwendi-
gen Impfungen und damit der Rückkehr zur Normalität näher 
bringen. Bis dahin wünsche ich Ihnen und Ihren Familien, Ver-
wandten und Freunden ein gesegnetes Weihnachtsfest einen 
guten Start ins Neue Jahr und bleiben Sie gesund!  

Ihr

AUS DEM INHALT
Ausgabe Dezember 2020

Eurospots
Schlaglichter aus dem Herzen Europas



Am 10. November erreich-
ten das Europäische Par-
lament und der Rat der 
Europäischen Union eine 
grundsätzliche Einigung für 
den Mehrjährigen Finanz-
rahmen der EU von 2021 bis 
2027 sowie das Aufbauin-
strument „Next Generation 
EU“. Das Gesamtvolumen 
beider Haushaltslinien be-
läuft sich auf 1.824,3 Mrd. 
Euro, wovon das Aufbauin-
strument 750 Mrd. Euro um-
fasst. Für Deutschland sind 
aus dieser Budgetlinie rund 
42 Mrd. vorgesehen.

Für die im Rahmen der Ver-
handlungen vom Europä-
ischen Parlament benann-
ten „Leuchtturm-Projekte“ 
wurde eine Aufstockung der 
Mittel in Höhe von 16 Milli-
arden erreicht, wovon ins-
besondere die Forschungs-
förderung „Horizon Europe“  
(4 Mrd. Euro), das Studenten-
Austauschprogramm „Eras-
mus +“ (2,2 Mrd. Euro), das 
Gesundheitsprogramm „EU-
4Health“ (3,4 Mrd. Euro), 
das europäische Investiti-
onsprogramm (1 Mrd. Euro) 
sowie Maßnahmen zum 
Grenzschutz (1,8 Mrd. Euro) 
profitieren.

Mit dem Aufbaufonds geht 
die EU einen historischen 

das Veto Ungarns und Polens 
als absolut unverantwortlich, 
insbesondere gegenüber den 
Mitgliedsstaaten, die von der 
Coronakrise besonders stark 
betroffen sind und die Mittel 
dringend benötigen.

Hintergrund für diese Blo-
ckadehaltung ist der neue 
Rechtsstaatsmechanismus, 
der im Haushalt verankert 
werden soll und die Verga-
be von EU-Mitteln an die 
Einhaltung rechtstaatlicher 
Prinzipien knüpft, um den 
europäischen Haushalt vor 
Missbrauch, Betrug und 
Korruption zu schützen. Die 
Einführung dieses Mechanis-
mus war ein zentrales Anlie-
gen des Europäischen Parla-
ments und insbesondere der 
EVP-Fraktion. Entsprechend 
machte das Europaparla-
ment deutlich, dass es kei-
nen faulen Kompromissen in 
dieser Frage zustimmen wer-
de. Auch EU-Kommissions-
präsidentin Ursula von der 
Leyen rief Polen und Ungarn 
zur Aufgabe der Blockade 
der milliardenschweren Co-
rona-Konjunkturhilfen auf. 
Im Zweifelsfall sollten die 
Länder vor den Europäischen 
Gerichtshof ziehen und dort 
den von ihnen kritisierten 
Rechtsstaatsmechanismus 
überprüfen lassen.

Schritt, indem erstmals in 
Ihrer Geschichte gemeinsam 
Schulden aufgenommen wer-
den, um die schwerste Krise 
seit dem Ende des Zweiten 
Weltkrieges gemeinsam 
bewältigen zu können. So 
geboten dieser Schritt zur 
wirtschaftlichen Stabilisie-
rung auch ist, so dürfen diese 
Maßnahmen jedoch nicht zu 
Lasten der nächsten Gene-
ration gehen. Entsprechend 
setzte sich die EVP neben 
dem Beginn der Tilgung 
bereits in dieser Wahlperi-
ode für die Einführung von 
neuen EU-Eigenmitteln zur 
Gegenfinanzierung ein. So 
sind die Einführung einer 
Plastiksteuer (2021), einer 
Digitalabgabe, eines CO2-
Grenzausgleich (2023) sowie 
eine Finanztransaktionssteu-
er (2026) vorgesehen.

Dass diese Mittel rechtzeitig 
zum nächsten Jahr zur Verfü-
gung stehen, ist sowohl für 
die durch die Corona-Krise 
stark in Mitleidenschaft ge-
zogene europäische Wirt-
schaft als auch die Europä-
ische Union, die auf einen 
verlässlichen Finanzrahmen 
angewiesen ist, um in dieser 
Krise die nötige Handlungs-
fähigkeit zu erhalten, von 
entscheidender Bedeutung. 
Entsprechend erweist sich 

Erschwerte Haushaltseinigung



erklärte hierzu: „Als Teil der 
demokratischen Welt wün-
schen wir uns, dass die USA 
sich erneut engagieren, und 
Verantwortung überneh-
men wo die multilaterale 
regelbasierte Weltordnung 
gestärkt werden muss.“ Als 
wichtige Felder zukünftiger 
transatlantischer Koopera-
tion verwies der Europaab-
geordnete besonders auf 
den Umgang mit China und 
die Weiterentwicklung der 
Handelsbeziehungen, be-
tonte aber gleichzeitig, dass 
es größerer Anstrengungen 
Europas in der Sicherheits-
politik bedarf, um eine faire 
Lastenteilung zu erreichen.

Bidens in die Weltgesund-
heitsorganisationen zurück-
zukehren und auch dem 
Pariser Klimaabkommen 
wieder beitreten zu wollen 
sowie die Überlegungen 
dem Atomabkommen mit 
dem Iran wieder beizutreten 
sind wichtige Signale für die 
zukünftige Zusammenar-
beit Europas mit den Verei-
nigten Staaten.

In seiner Funktion als au-
ßenpolitischer Sprecher der 
EVP-Fraktion gratulierte Mi-
chael Gahler Joe Biden und 
Kamala Harris im Rahmen 
der Plenarsitzung am 11. 
November. Michael Gahler 

Neustart der transatlantischen Beziehungen

Am 3. November 2020 
waren die US-Bürger auf-
gerufen einen neuen Prä-
sidenten zu wählen. Nach 
einem langwierigen Auszäh-
lungsverfahren stand jedoch 
am 8. November fest: Joe Bi-
den wird ab dem 20. Januar 
2021 der 46. Präsident der 
USA sein, unterstützt von 
seiner Vizepräsidentin Ka-
mala Harris, der ersten Frau 
in diesem Amt. Damit findet 
eine schwierige vierjährige 
Periode, gekennzeichnet 
von Unsicherheit und Span-
nungen, in den transatlan-
tischen Beziehungen unter 
Präsident Trump ihr Ende. 
Die Ankündigungen Joe 



Erstmals plant die Euro-
päische Union ihre Klima-
schutzziele mit dem neuen 
EU-Klimagesetz gesetzlich 
festzulegen. Die Basis dafür 
ist ein von EU-Kommissi-
onspräsidentin Ursula von 
der Leyen initiierter Ent-
wurf, der das derzeitig gül-
tige Klimaschutzziel für das 
Jahr 2030 von minus 40% 
auf minus 55% Emissions-
minderung im Vergleich zu 
1990 steigert.  Klimaschutz 
duldet keinen Aufschub 
und CDU und CSU unter-
stützen diesen Vorschlag, 
der auch das Ziel der Kli-
maneutralität für die EU für 
das Jahr 2050 festschreibt. 
Dem Vorschlag waren 
weitreichende Vorarbei-
ten und Berechnungen der 

Europaparlament ein noch-
mals erhöhtes Ziel durch. 
Das Europaparlament wird 
sich nun für 60% Emissions-
minderung für 2030 einset-
zen. Wir halten dieses Ziel 
für zu hoch, da die tiefgrei-
fenden Veränderungen und 
notwendigen Anpassungen 
schon Herausforderung ge-
nug sein werden. Im weite-
ren Verfahren kommt es als 
nächstes zu Verhandlungen 
zwischen Europaparlament, 
Kommission und Mitglieds-
staaten, den sogenannten 
„Trilog“. In diesem Verfah-
ren wird die endgültige 
Zielsetzung für die EU fest-
gelegt. CDU und CSU wer-
den sich dabei weiterhin für 
das Ziel der EU-Kommissi-
on von 55% einsetzen.

EU-Kommission, eine so-
genannte Gesetzesfolgen-
abschätzung vorausgegan-
gen. Ergebnis: Das 55%-Ziel 
ist hochambitioniert und 
alles andere als einfach zu 
erreichen, aber genau das 
was wir brauchen, um das 
Pariser Klimaabkommen als 
EU zu erfüllen. 

Klar ist aber auch: das 55%-
Ziel ist ein sehr ehrgeiziges 
Vorhaben, welches auch von 
Deutschland weitaus hö-
here Klimaschutz-Anstren-
gungen als bisher verlangen 
wird. Das Europaparlament 
hat dazu im Oktober seine 
Position festgelegt. 

Leider setze dabei eine 
rot-rot-grüne Mehrheit im 

EU-Klimagesetz – CDU und CSU warnen vor  
überambitionierten Zielen

Das Europäische Parlament legt Position für eine zukunfts- 
fähige und umweltverträgliche Landwirtschaft fest

Die zweite Plenarsitzungswo-
che im Oktober stand ganz 
im Zeichen der Landwirt-
schaft. Das Europaparlament 
sowie die EU-Staaten haben 
jeweils ihre Position zur Zu-
kunft der gemeinsamen EU-
Agrarpolitik bis 2027 festge-
legt. Diese Positionierungen 

bilden die Grundlagen für die 
weiteren Verhandlungen im 
bereits beschriebenen „Tri-
log-Verfahren“. 

Im EP hatten sich zuvor 
die Fraktionen von Christ-
demokraten, Sozialde-
mokraten und Liberalen 

auf einen weitreichenden 
Kompromiss verständigt, 
der mit großer Mehrheit 
angenommen wurde und 
große Fortschritte in Sachen 
Ökologie, Flexibilität und 
Umweltschutz bedeutet. 
30% der Direktzahlungen 
an die Landwirte sollen für 



grünere Maßnahmen, so-
genannte „Eco-Schemes“ 
reserviert sein. Ebenso sol-
len 35% der Mittel für die 
ländliche Entwicklung und 
für Umweltmaßnahmen 
eingesetzt werden. Zudem 
steigt die Flexibilität für 
die Mitgliedstaaten bei der 
Gestaltung von Vorschrif-
ten und Mittelzuweisungen 
durch die Erstellung natio-
naler Strategiepläne und das 
sogenannte „neue Umset-
zungsmodell“ deutlich. Dies 
soll den Mitgliedsstaaten 
ermöglichen, unter Berück-
sichtigung ihrer nationalen 
Besonderheiten, die besten 
Instrumente und Maßnah-
men auszuwählen, die ihnen 
für die Verwirklichung der 
EU-weit vereinbarten Ziele 
und Standards zur Verfü-
gung stehen. Bislang gab es 
solche Bestimmungen nicht. 

Für CDU und CSU hat Land-
wirtschaftspolitik eine hohe 

schützt werden, damit auch 
die nächste Generation be-
reit ist, für unsere täglichen 
Lebensmittel zu sorgen. 
Gleichzeitig muss aber auch 
die Landwirtschaft zu mehr 
Umwelt- und Klimaschutz 
beitragen. Dafür wird es 
zukünftig mehr Anreize als 
bisher geben. Die aktuelle 
GAP-Reform ist der rich-
tige Weg für substanzielle 
Fortschritte in Richtung 
einer naturverträglichen, 
nachhaltigen und zukunfts-
fähigen europäischen Land-
wirtschaft.

Priorität, denn sie ist Stand-
ortpolitik für den ländlichen 
Raum. Es geht dabei auch 
darum, dass Europa sich 
selbst mit hochwertigen bei 
uns angebauten Nahrungs-
mitteln versorgen kann und 
nicht zu sehr auf Importe 
angewiesen ist. Die zahl-
reichen Familienbetriebe 
sollen auch in Zukunft nicht 
mit zu viel Bürokratie be-
lastet werden, sondern für 
ihre Leistung ordentlich 
entlohnt werden. Die bäu-
erliche Landwirtschaft muss 
attraktiv bleiben und ge-

Eine neue EU-Industriestrategie

Kurz vor Ausbruch der 
Corona-Krise hatte die EU-
Kommission ihre EU-Indus-
trie-Strategie vorgelegt. 
Während seiner Sitzung im 
November hat das Euro-
paparlament nachgezogen 
und eine Überarbeitung 

Die Herausforderungen für 
die europäische Industrie 
waren schon vor Corona 
vielfältig: globaler Wettbe-
werb, Klimaschutz und Di-
gitalisierung. Wir müssen 
stärker auf europäische Pro-
duktionskapazitäten von 

dieser Strategie im Hinblick 
auf die Auswirkungen der 
Corona-Krise gefordert.

Eine gesunde Industrie mit 
vielen industriellen Arbeits-
plätzen ist ein Garant für 
den Wohlstand in Europa. 



Zukunftskomponenten wie 
Batterien, Nanoelektronik 
oder Wasserstoff setzen 
und Schlüsselindustrien vor 
Übernahmen schützen. 

Das EP fordert eine EU-
Industriepolitik aus einem 

55% CO2-Reduzierung bis 
2030 ist ambitioniert ge-
nug, um sowohl das Klima 
weit besser als bisher zu 
schützen, und gleichzeitig 
ein Innovationstreiber für 
eine moderne europäische 
Industrie zu sein.

Guss mit einem Schwer-
punkt auf Forschung und 
Innovation. Beim Klima-
schutz und weiteren Um-
weltauflagen dürfen wir 
den Bogen nicht überspan-
nen. Das von uns unter-
stützte EU-Klimaziel von 

Die deutsche Ratspräsidentschaft – Eine erste Bilanz

Am 1. Juli 2020 übernahm 
Deutschland zum zwölften 
Mal die Ratspräsidentschaft 
der EU. Damit fiel die deut-
sche Ratspräsidentschaft 
in die Zeit der schwersten 
Krise seit Ende des Zweiten 
Weltkriegs. Entsprechend 
bildete die Bewältigung der 
COVID-19-Pandemie das 
Hauptthema der deutschen 
Ratspräsidentschaft, wo-
bei die Verabschiedung des 
Mehrjährigen Finanzrah-
mens 2021 bis 2027 und des 
Aufbauinstruments „Next 
Generation EU“ zur Förde-
rung der wirtschaftlichen 
Erholung im Mittelpunkt 
stand (siehe hierzu Artikel in 
diesem Newsletter).

Daneben erreichte die deut-
sche Ratspräsidentschaft in 
weiteren Bereichen wich-
tige Fortschritte. So wurde 
eine Erneuerung der Jugend-
garantie der EU, die 2013 
eingeführt wurde und allen 
unter 25-jährigen Zugang 

Mit dem Vorsatz für ein 
nachhaltigeres Europa hat 
sich die deutsche Ratspräsi-
dentschaft dafür eingesetzt 
die Klimaziele zu erreichen, 
aber zugleich einen Trans-
formationsprozess in der 
Wirtschaft und den Gesell-
schaften der Europäischen 
Union zu verfolgen. Im Ok-
tober wurde im Rat eine 
weitgehende, politische Ei-
nigung über das zukünftige 
europäische Klimagesetz 
erzielt, wobei vom Rat so-
wohl die Wichtigkeit von 
Fairness und Solidarität zwi-

zu einem Arbeitsplatz, einer 
Weiterbildung, einer Leh-
re oder einem Praktikum 
sichern soll, auf den Weg 
gebracht. Dabei wurde ins-
besondere das Alter auf 29 
Jahre angehoben. Die Um-
setzung erfolgt durch die 
Mitgliedsstaaten in Gestalt 
von Programmen auf nati-
onaler, regionaler und lo-
kaler Ebene. Hierfür werden 
seitens der EU Mittel, wie 
beispielsweise aus dem Eu-
ropäischen Sozialfonds Plus, 
aber auch dem Wiederauf-
baufonds bereitgestellt.



Europaparlament positioniert sich  
zur Gestaltung des digitalen Binnenmarktes

Das Europaparlament hat sei-
ne Standpunkte zu neuen eu-
ropäischen Regeln für digi-
tale Dienste und Plattformen 
sowie zur zivilen Haftung von 
Künstlicher Intelligenz (KI) 
vorgelegt. Beide Dossiers 
fußen auf der Forderung, 
endlich den digitalen Bin-
nenmarkt zu vollenden. Für 
CDU/CSU ist klar: Die neuen 
Vorgaben für digitale Dienste 
müssen einerseits die Vorga-
ben für digitale Dienste und 
Plattformen verbessern und 
modernisieren sowie ande-
rerseits Betrug, Häme und 
Hetze im Internet entge-
gentreten. In der nun verab-
schiedeten Parlamentsposi-

tion forderten die Abgeord-
neten, die Transparenz und 
Produktsicherheit auf On-
line-Marktplätzen zu erhö-
hen, Regeln für den weit ver-
breiteten Einsatz von künst-
licher Intelligenz festzulegen 
und die Verbreitung illegaler 
Online-Inhalte zu stoppen. 
Darüber hinaus soll die EU 
klare Standards schaffen, wie 
Social Media-Plattformen wie 
Facebook oder YouTube mit 
illegalen Inhalten auf ihren 
Plattformen umgehen sol-
len. Die neuen Regeln sollten 
gleichzeitig Rechtsklarheit 
für Anbieter schaffen und 
die Grundrechte der Benut-
zer wahren, hieß es.

Bei der Regulierung von 
Künstlicher Intelligenz 
drängte das Plenum auf 
einen Ansatz, der gleich-
zeitig Rechtssicherheit für 
Gesellschaft und Unterneh-
men herstellt sowie Raum 
für digitale Innovationen 
lässt. Dazu gehört auch, 
dass künftig Betreiber ri-
sikoreicher KI-Systeme für 
den Schaden, den ihre An-
wendungen verursachen, 
haften sollen. Zu risiko-
reichen Anwendungen von 
KI gehören beispielsweise 
selbstfahrende Autos. Der 
Kommissionsvorschlag hier-
zu wird im Frühjahr kom-
menden Jahres erwartet.

schen den Mitgliedstaaten 
als auch die Kosteneffizienz 
betont wurde. Ebenso ver-
einbarte der Rat eine Fang-
beschränkung in der Ostsee 
zur Erholung der dortigen 
Fischbestände.

Auch im Bereich des inter-
nationalen Handels kann 
die deutsche Ratspräsi-
dentschaft wichtige Ergeb-
nisse vorweisen. So gelang 
es erstmals seit zwei Jahr-
zehnten eine Zollvereinba-
rung mit den USA zu errei-
chen, die zu einer Senkung 

der US-Zölle auf EU-Waren 
in Höhe von 160 Mio. Dol-
lar führen wird. Mit China 
erzielte der Rat ebenfalls 
ein Abkommen, das geogra-
fische Produktangaben, wie 
beispielsweise Champagner 
und Münchner Bier, recht-
lich schützt.

Schließlich leistete die deut-
sche Ratspräsidentschaft 
auch einen substanziellen 
Beitrag zur Weiterentwick-
lung der europäischen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik. 
Im Rahmen des Prozesses 

zur Entwicklung des soge-
nannten Strategischen Kom-
passes, der eine stärkere Fo-
kussierung und Priorisierung 
in der europäischen Außen- 
und Sicherheitspolitik errei-
chen soll, wurde unter der 
deutschen Ratspräsident-
schaft der erste Teilschritt 
in Form einer Bedrohungsa-
nalyse abgeschlossen. Diese 
fungiert als Grundlage für 
den Strategischen Kompass, 
der im ersten Halbjahr 2022 
während der französischen 
Ratspräsidentschaft abge-
schlossen werden soll.
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Brexit – Die Zeit drängt

Am 31. Dezember 2020 endet 
die Übergangsphase des Aus-
tritts des Vereinigten König-
reichs aus der Europäischen 
Union. Nachdem Großbritan-
nien die EU formal am 31. Ja-
nuar 2020 verlassen hatte, 
begann eine 11-monatige 
Übergangsphase, deren Ziel 
es war die zukünftigen Be-
ziehungen zwischen dem Kö-
nigreich und dem Kontinent 
zu regeln. Anfang Dezember 
stand eine Einigung weiter-
hin aus, so dass der Druck 
auf alle Beteiligten stieg 
schnellstmöglich eine Eini-
gung zu erreichen, um ne-
gative wirtschaftliche Folgen 
auf beiden Seiten des Ärmel-
kanals zu vermeiden.

Wenngleich es in einigen 
Bereichen, wie der Straf-
verfolgung und juristischen 
Zusammenarbeit sowie im 
Waren-, Dienstleistungs- 
und Verkehrsbereich vor-
läufige Einigungen gibt, ist 
ein „Deal“ keineswegs ga-
rantiert. Weiterhin umstrit-
ten sind die zentralen Fragen 
sowohl der Arbeits-, Sozial- 
und Umweltstandards und 

der Steuertransparenz sowie 
deren rechtlichen Durchset-
zung durch ein EU-Schieds-
gericht als auch die Regelung 
der Fischereirechte. Inten-
sive Verhandlungen am er-
sten Dezemberwochenende 
konnten hier ebenfalls keinen 
Durchbruch erzielen. Mit ent-
sprechend großer Spannung 
wird die Sitzung des Euro-
päischen Rates am 10. und 
11. Dezember erwartet. An-
gesichts des Erfordernisses 
der Ratifizierung durch das 
Europäische Parlaments wird 
dies als letzte Möglichkeit für 
eine rechtzeitige Einigung 
betrachtet. Die Ratifizierung 
könnte notfalls im Rahmen 
einer Sondersitzung des Eu-
ropäischen Parlaments am 
27./28. Dezember erfolgen.

Fest steht allerdings, dass 
die Europäische Union nicht 
bereit ist, die Integrität des 
Binnenmarkts – der Grund-
lage des Wohlstands in Eu-
ropa – für ein Abkommen 
mit Großbritannien infrage 
zu stellen. David McAllister 
(CDU), Vorsitzender des Aus-
wärtigen Ausschusses und 
der Brexit-Koordinierungs-
gruppe des Europäischen Par-
laments, machte in der Plen-
ardebatte am 25. November 
deutlich, dass die EU zwar ein 
Abkommen bevorzugen und 

das Europaparlament alle nö-
tigen Anstrengungen für eine 
Ratifizierung vor Jahresende 
unternehmen würde, die EU 
jedoch ebenso auf ein „No-
Deal-Szenario“ vorbereitet 
ist. Klar ist jedoch: Das Euro-
päische Parlament wird auch 
unter dem wahrscheinlichen 
immensen Zeitdruck für die 
Ratifizierung seiner Verant-
wortung gerecht werden und 
den Text genauestens prüfen.


